
BERLIN Entwicklungsmi-
nister Gerd Müller (CSU)
hat Finanzminister Olaf
Scholz (SPD) aufgefordert,
mehr Geld für die Bekämp-
fung von Fluchtursachen
zur Verfügung zu stellen.
„Ich erwarte für den Haus-
halt 2019, dass der Koaliti-
onsvertrag eingelöst wird“,
sagte Müller. Er reagierte
damit auf die in der neuen
Steuerschätzung pro-
gnostizierten Mehreinnah-
men des Bundes. Die Mittel
„für die dringend erforder-
lichen Maßnahmen zur
Überlebenssicherung im
Krisenbogen um Syrien, im
Jemen oder zum Klima-
schutz müssen verstärkt
werden“.

Scholz sieht nur geringe
neue Spielräume und will
das Geld in Steuerrabatte
für eine Verstärkung der
Forschungsförderung von
Unternehmen stecken. Im
Koalitionsvertrag ist fest-
gelegt, dass zusätzliche
Mittel für prioritäre Maß-
nahmen genutzt werden,
dazu gehören auch Mehr-
ausgaben für Entwicklung
und Verteidigung.

Zwar steigen die Steuer-
einnahmen nicht mehr so
stark an wie zuletzt. Bund,
Länder und Kommunen
können bis zum Jahr 2022
aber immer noch mit 6,7
Milliarden Euro mehr an
Einnahmen rechnen, als
bei der Schätzung im Mai
vorhergesagt. Mit dem nun
dazukommenden Plus
werden im laufenden Jahr
Staatseinnahmen bei
Bund, Ländern und Ge-
meinden von 772 Milliar-
den Euro erwartet und im
kommenden Jahr von 806
Milliarden. dpa

Müller will
mehr Geld
von Scholz

BERLIN Der Bund der Steu-
erzahler hat angesichts vol-
ler Staatskassen den Abbau
der Staatsverschuldung so-
wie Entlastungen für die
Bürger gefordert. „Wann,
wenn nicht jetzt, kann
Deutschland aktiv seine
Schulden tilgen?“, schrieb
Verbandspräsident Reiner
Holznagel in der „Passauer
Neuen Presse“. Zugleich
müssten die Steuerzahler
„endlich spürbar entlastet
werden“.

Bei vielen Politikern ge-
höre es zum Geschäft, „über
zu wenig Geld zu jammern,
obwohl die Einnahmen gi-
gantisch sind. Was die Poli-
tik nie vergessen sollte: Es
handelt sich um das Geld
der Bürger und Betriebe, die
mit ihren Steuern die
Staatskassen füllen“,
schrieb Holznagel.

Grundsätzlich sei dies
richtig, weil Bildung, Sicher-
heit und Straßen finanziert
werden müssten. „Die Bür-
ger plädieren aber auch da-
für, dass gerade in guten
Zeiten die riesigen Schul-
denberge abgebaut wer-
den“, so der Steuerzahler-
präsident.

Der Deutsche Städte-
und Gemeindebund
sprach sich gegen Steuer-
senkungen aus. „Wer deut-
liche Steuersenkungen for-
dert, muss ehrlich sagen,
an welcher anderen Stelle
der Staat seine Leistungen
reduzieren soll“, sagte
Hauptgeschäftsführer
Gerd Landsberg der „Pas-
sauer Neuen Presse“. Zu-
gleich wandte er sich ge-
gen höhere Sozialausga-
ben.  AFP

Holznagel:
Steuerzahler

entlasten

BERLIN Nach dem Urteil
des Bundesarbeitsgerichts
zur kirchlichen Einstel-
lungspraxis fordern die
Grünen Konsequenzen im
Antidiskriminierungsrecht.
Die Bundesregierung müs-
se das Allgemeine Gleich-
behandlungsgesetz (AGG)

umgehend reformieren,
verlangten der stellvertre-
tende Vorsitzende und Reli-
gionsbeauftragte der Bun-
destagsfraktion Konstantin
von Notz und der sozialpo-
litische Sprecher Sven Leh-
mann gestern. Dies sei nö-
tig, um das kirchliche

Selbstbestimmungsrecht
mit den Rechten der Be-
schäftigten in Einklang zu
bringen. Sie kündigten ei-
nen Antrag zur Änderung
des Paragrafen 9 AGG im
Bundestag an.

Die Kirchenklausel re-
gelt die Ausnahme für Reli-

gionsgemeinschaften vom
Gleichbehandlungsgebot.
Sie dürfen das Bekenntnis
bzw. die Mitgliedschaft in
einer Kirche zur Einstel-
lungsvoraussetzung ma-
chen, wenn dies für die je-
weilige Tätigkeit „eine ge-
rechtfertigte berufliche

Anforderung darstellt“.
Der Europäische Gerichts-
hof (EuGH) hatte aber im
April entschieden, die An-
forderung müsse „wesent-
lich, rechtmäßig und ge-
rechtfertigt“ sowie gericht-
lich überprüfbar sein. Vor
diesem Hintergrund hatte

das Bundesarbeitsgericht
sein Urteil gesprochen.

Die Grünen werteten
die Entscheidung als ei-
nen wesentlichen Schritt
für mehr Rechtsklarheit
für 1,3 Millionen Beschäf-
tigte in kirchlichen Ein-
richtungen. epd

Diskussionen um kirchliche Einstellungspraxis
Grüne fordern Gesetzesänderungen, SPD fordert Konsequenzen von Kirchen

WASHINGTON Die Fahn-
dungen nach dem Absen-
der der mutmaßlichen
Briefbomben an promi-
nente Kritiker des US-Prä-
sidenten Donald Trump in
den USA haben zu einer
Festnahme geführt. Das
teilte gestern das Justizmi-
nisterium in Washington
mit. Der Mann wurde offi-
ziell wegen fünf Vergehen
beschuldigt, wie Justizmi-
nister Jeff Sessions am
Abend erklärte.

Dazu zählten die „illega-
le Versendung von Spreng-
stoffen“ sowie „Drohun-
gen gegen frühere Präsi-
denten“ und andere Men-
schen. Dem Festgenom-
menen drohen nach Anga-
ben des Ministers bis zu 58
Jahre Haft. Laut FBI-Direk-
tor Christopher Wray han-
delt es sich bei ihm um Ce-
sar Sayoc, dessen Name

schon zuvor von US-Medi-
en genannt worden war.
Den Medienberichten zu-
folge soll Sayoc 56 Jahre alt
sein und eine Adresse in
Florida haben. In diesem
US-Bundesstaat war er
auch gestern auf einem
Parkplatz festgenommen
worden. Trump gratulierte
den Ermittlungsbehörden
zu der Festnahme. Sie hät-
ten einen „unglaublichen
Job“ geleistet, sagte Trump
in Washington. 

Der Mann habe eine kri-
minelle Vorgeschichte,
meldete der Sender CNN.
Er war offenbar mit einem
Lieferwagen unterwegs.
Laut in Onlinenetzwerken
kursierenden Fotos, die
von dem Lieferwagen
stammen sollen, prangten
darauf zahlreiche Auf-
kleber, die für Trump wer-
ben. AFP

Rohrbomben: FBI
nimmt Mann fest
56-Jähriger aus Florida beschuldigt

HAMBURG Die Bundeslän-
der wollen die Digitalisie-
rung von Schulen und öf-
fentlicher Verwaltung vor-
anbringen und machen
Druck auf den Bund. Bei
der Ministerpräsidenten-
konferenz (MPK) in Ham-
burg wurde gestern auch
eine Erhöhung der Förder-
mittel für Hochschulen im
Rahmen der Exzellenz-Ini-
tiative gefordert.

Beim „Digitalpakt Schu-
le“ hätten die Länder „einen
sehr einvernehmlichen
Fahrplan“, sagte der MPK-
Vorsitzende, Hamburgs
Bürgermeister Peter
Tschentscher (SPD). Ge-
meinsam mit dem saarlän-
dischen Regierungschef To-
bias Hans (CDU) zeigte er
sich zuversichtlich, dass die
nötige Grundgesetzände-
rung rechtzeitig zustande
kommt, sodass die Umset-

zung des Digitalpakts An-
fang kommenden Jahres be-
ginnen kann. Der Bund will
den Kommunen ab 2019 für
die nächsten fünf Jahre fünf
Milliarden Euro zur Verfü-
gung stellen, um Schulen
ans schnelle Internet anzu-
binden und mit Hardware
zur verstärkten Nutzung
von Online-Unterrichtsme-
thoden auszustatten. 

Mit der Digitalisierung
der Verwaltung wollen die
Länder die öffentliche
Hand besser vernetzen und
dem Bürger mehr Service
bieten. Vielfach seien Infos
längst in den Registern der
Verwaltungen verfügbar,
sagte Tschentscher. Den-
noch würden sie Bürgern
etwa bei der Beantragung
von Kindergeld immer aufs
Neue abverlangt. Geplant
sei, „dass wir diese Register
modernisieren“. dpa

Schulen sollen
schnell ins Netz

Länderchefs machen Druck auf Bund

WIESBADEN Hochspan-
nung in Wiesbaden und in
Berlin: Bei der Landtags-
wahl in Hessen an diesem
Sonntag können die politi-
schen Verhältnisse im Land
durcheinandergewirbelt
werden – möglicherweise
mit weitreichenden Auswir-
kungen bis nach Berlin.
Nach den Umfragen müs-
sen die CDU von Minister-
präsident Volker Bouffier
und die oppositionelle SPD
unter Landeschef Thorsten
Schäfer-Gümbel mit zwei-
stelligen Verlusten rechnen.
Die Grünen, die zusammen
mit der CDU regieren, be-
finden sich dagegen im Hö-
henflug. Die AfD steht den
Zahlen zufolge vor dem Ein-
zug in den letzten Landtag,
in dem sie noch nicht ver-
treten ist. Die Entscheidung
gilt als Härtetest für die Gro-
ße Koalition in Berlin.

Die Parteivorsitzenden
von CDU und SPD, Kanzle-
rin Angela Merkel und And-
rea Nahles, stehen in den ei-
genen Reihen unter Druck.
CDU-Generalsekretärin An-
negret Kramp-Karrenbauer
hat bereits Neuwahlen ins
Spiel gebracht, falls die Gro-
ße Koalition nach der Hes-
sen-Wahl zerbrechen sollte. 

Nahles riet ihrer Partei
derweil zur Besonnenheit.

„Es ist für die SPD nicht rat-
sam, übereilt oder gar kopf-
los zu reagieren“, sagte sie
dem RND. In den Wochen
nach der Hessen-Wahl
„müssen wir herausfinden,
ob CDU und CSU in der La-
ge sind, zu einer verlässli-
chen Sacharbeit in der Koa-
lition zu finden“.

Vor zwei Wochen hatten
Union und Sozialdemokra-
ten bereits bei der Land-
tagswahl in Bayern ein De-
bakel erlebt. Dies hat die
ohnehin schon gereizte
Stimmung in der Großen
Koalition in Berlin noch-
mals verschlechtert. 

In Hessen kommt die
CDU nach dem neuesten
ZDF-„Politbarometer“ kurz
vor der Wahl nur noch auf
28 Prozent Zustimmung in
der Bevölkerung. Sie würde
zwar stärkste Kraft im Land
bleiben. Bei der Wahl 2013
hatten die Christdemokra-
ten aber noch 38,3 Prozent
eingefahren.

SPD und Grüne liefern
sich ein hartes Kopf-an-
Kopf-Rennen um den zwei-
ten Platz und liegen dem-
nach jeweils bei 20 Prozent.
Vor fünf Jahren hatten die
Sozialdemokraten noch ei-
ne Zustimmung von 30,7
Prozent der Hessen bekom-
men. Die Grünen lagen bei
11,1 Prozent. Die AfD würde
nach der Umfrage mit 12
Prozent (2013: 4,1) erstmals
in den Hessischen Landtag
einziehen. Die Linke läge
bei 8 Prozent (2013: 5,2). Die
FDP würde ebenfalls 8 Pro-
zent einfahren.  dpa

Berlin
zittert vor

Hessenwahl
CDU und SPD drohen Verluste

Der hessische Wahlkampf
wird massiv von den Dau-
erquerelen in der Groko
überschattet. Das Wahler-
gebnis wird auch in Berlin
nicht ohne Folgen bleiben.

Schon wieder eine Schick-
salswahl. Zwei Wochen
nach den Bayern sollen am
Sonntag angeblich die Hes-
sen über die Zukunft der
Groko entscheiden. Leicht-
fertig werfen Bundespoliti-
ker mit Zitaten um sich, um
den Boden für ein Beben in
Berlin zu bereiten. Dass das
Ergebnis in Hessen die Gro-
ße Koalition zum Platzen
bringt, den Sturz von CDU-
Chefin Merkel oder SPD-
Chefin Nahles einleitet, ist
dabei nicht zu erwarten. Die
Flucht aus der Regierungs-
verantwortung würde die
SPD in den Abgrund stür-
zen. Es wäre Selbstmord aus
Angst vor dem Tod.

Bei Neuwahlen könnten
die Grünen kräftig zulegen.
Eine schwarz-grün-gelbe
Jamaika-Koalition käme
aber nur zustande, wenn
die CDU Merkel opfert,
weil FDP-Chef Lindner das
fordert. Den nächsten
Kanzler von einer 11-Pro-

zent-Partei bestimmen zu
lassen – das können selbst
Merkels ärgste Widersacher
in der Union nicht akzep-
tieren. Als einziger Nutz-
nießer eines Groko-Aus
bliebe die AfD.

In Hessen wird ein neuer
Landtag gewählt. Für die
Regierung in Berlin und die
beteiligten Parteien muss
danach gelten: Zurück an
die Arbeit und Schluss mit
permanenten Koalitions-
und Personaldebatten drei
Jahre vor der nächsten
Bundestagswahl! Bitte die
Diesel-Krise lösen, das
Wohnen bezahlbar ma-
chen, das Klima schützen
und den Regierungsauftrag
ernst nehmen!

KOMMENTAR

Zurück an die Arbeit!

■ Ihre Meinung zum Beitrag:
tobias.schmidt@noz.de

Von
Tobias
Schmidt

KARLSRUHE Wenn Terro-
risten Deutschland bedro-
hen, dann übernimmt der
Generalbundesanwalt die
Ermittlungen. Im Interview
sagt Amtschef Peter Frank,
dass die Zahl der Verfahren
in den vergangenen Jahren
stark gestiegen ist: „Nach
meiner Einschätzung wer-
den wir Ende dieses Jahres
bei 1300 bis 1400 neu ein-
geleiteten Verfahren lie-
gen.“ 2015 habe die Zahl
noch im unteren dreistelli-
gen Bereich gelegen. Ein
großer Teil der Arbeit ent-
falle auf die Bedrohung
durch islamistischen Terro-
rismus. df/uwe Seite 20

Immer mehr
Ermittlungen
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IM INTERVIEW

Peter Frank

BERLIN Abgeordnete der
Unionsfraktion befürchten,
dass ländliche Regionen
bei der Frequenzvergabe
für die neue Mobilfunkge-
neration 5G vernachlässigt
werden. In einer Initiative
fordern sie Fraktionschef
Ralph Brinkhaus deshalb
auf, sich für eine flächen-
deckende 5G-Versorgung
und damit gleichwertige
Lebensverhältnisse im
ländlichen und urbanen
Raum einzusetzen. 

Initiiert wurde die Aktion
von den Abgeordneten Axel
Knoerig, Peter Bleser, Astrid
Grotelüschen, Carsten Mül-
ler und Stefan Rouenhoff.
Nach Medien-Informatio-
nen haben bereits mehr als
25 Mitglieder der Fraktion
unterschrieben.  dpa

5G: Politiker
starten

Initiative

WASHINGTON Das US-Verteidigungsministe-
rium will zur Abwehr von Migranten rund 800
Soldaten an die Grenze zu Mexiko schicken.
Wie US-Medien gestern berichteten, werden in
den nächsten Wochen mehrere Tausend Flücht-
linge aus Mittelamerika erwartet. Die überwie-

gend honduranischen Flüchtlinge wandern der-
zeit durch Mexiko – und suchen nach halbwegs
sicheren Wegen, die militärisch abgesicherte
US-Grenze zu überschreiten, etwa in geschlos-
senen Lkw wie hier im südmexikanischen Pijijia-
pan. AFP/GUILLERMO ARIAS

USA: Honduraner suchen nach Wegen 
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